


rechtslehre hingegen gilt der Staat als Angreifer, der von einem 
anderen Staat die Veränderung eines Zustandes fordert oder im 
Begriff steht, den Anspruch mit Gewalt durchzusetzen. Kommt 
daher der bedrohte Staat dem unmittelbar bevorstehenden Angriff 
zuvor, dann wird ein solcher Krieg als Verteidigungskrieg betrach­
tet. Hingegen ist der Präventivkrieg ein Angriffskrieg im Sinne des 
Völkerr,echtes, weil er sich nicht gegen einen unmittelbar bevor­
stehenden, sondern gegen einen in der Zukunft erst wahrscheinlich 
zu erwartenden militärischen Angriff richtet. 

Die völkerrechtswidrige Sperre der Meerenge von Tiran war 1967 
eine Angriffshandlung arabischer Staaten im Sinne des Völkerrech­
tes und auch im Sinne des Londoner Vertrages vom 3. Juli 1933, die 
Versenkung israelischer Schiffe in der Meerenge ein Akt der Pira­
terie. 

Die UDSSR unterstützt die arabischen Staaten und nimmt im Zu­
sammenhang mit allen diesen Ereignissen eine me1hr als zweideu­
tige Haltung ein. Nachdem die arabischen Staaten im Kriege von 
1967 ihre gesamte von den Sowjetrussen gelieferte Ausrüstung 
verloren hatten, sind si1e schleunigst von den Hussen erneut mit 
den modernsten und g·efährlichsten Waffen versehen worden . Sie 
haben jetzt erneut Israel angegriffen. Die UDSSR, die Vereinten 
Nationen, sie schwiegen, solange die Araber durch ihren über­
raschenden Angriff scheinbar Erfolg hatten. Erst nachdem die über­
raschten Israelis zurückschl,ugen und bereits der Vormarsch auf 
Kairo und Damaskus begonnen hatte, beemen sich die UDSSR 
und die Vereinten Nationen, den Vormarsch zu stoppen. Israel stell­
te seine militärische·n Fähigkieiten erneut unter Beweis. 

Die arabischen Staaten probieren eine erneute Waffe: Erdöl! 

Ich hatt' einen Kameraden! 
von Georg Prinz 

Das Völkerrecht anerkennt das Naturrecht auf indivi<duelle und kol­
lektive Selbstverteidigung. Damit wird auch das Recht der Staaten 
impliziert, sich zum Zwecke einer potenziellen kollekt iven 8'elbst­
verte·idigung zusammenzuschließen. Während solche Zusammen­
schlüsse früher meist die Rechtsform unorganisierter Staatenver­
bindungen (Allianzen) erhielten, sind seit 1949 eine Reihe von or­
ganisierten Staatenverbindungen auf regionaler Basis entstanden, 
deren Aufgabe die Verteidigung der Mitgliedergemeinschaft nach 
außen ist. 

Eine der ersten und vielleicht auch die am weitesten entwickelte 
Paktorganisation ist die „ North Atlantic Treaty Organisation 
(NATO)". Sie ist durch den Vertrag zwischen den Benelux-Staaten 
(Belgien, die Niederlande, Luxembur,g). Dänemark, Frankreich , 
Großbritanien, Island, Italien, Kanada, Norwegen, Portugal und den 
Vereinigten Staaten von Amerika abgeschlossen worden (Washing­
toner Atlantik-Pakt vom 4. April 1949). Auch Griechenland, die Tür­
kei und die Bundesrepubl,ik Deutschland traten diesem Verteidi­
gungspakt später bei. 
Im Artikel 5 dieses Vertrages verpflichten sich die Parteien zur 
Ausübung des Rechtes auf individuelle und kollektive Se-lbstver­
teidigung im Falle eines bewaffneten Angriffes auf einen Partner­
staat. 
Nun läßt sich nicht bestreiten , daß Kissingers und Nixons Kr,isen­
Management ,im vierten Nahostkrieg jedenfalls besser funktioni-ert 
hat als das der europäischen Natoverbündeten. Wenn man auf die­
se hätte warten müssen, so hätte die Sowjetunion im Nahen Osten 
unzweifelhaft das Übergewicht erhalten. Zum Glück stellten die 
Amerikaner der sowj1etischen Nachschubbrücke für die Araber eine 
amerikanische für Israel gegenüber. Die Sowjets drohten zwischen 
der ersten und der zweiten Feuerruhe Luftlandedivisionen in Ägyp­
ten oder auf der Sinaihalbinsel zu landen; Ame ni ka antwortete da­
rauf mit einem erhöhten Bereitschaftsgrad seiner Streitkräfte. Was 
tat die, NATO? Sie tat nichts. Das he,ißt, noch nicht einmal das kann 
man sagen. S.ie tat eher dias Gegenteil und legte ihrem amerika­
nischen verbündeten Knüppel zwischen die Beine. Fast so, als 
wolle sie diejenigen, gegen di,e als potentielle Angreifer das west­
liche Verteidigungsbündnis gegründet worden war, begünstigen. 
Leider gehört auch unser Auswärtiges Amt und die Bundesrepublik 
Deutschland zu denjenigen, die anscheinend Lehren aus der welt­
weiten Auseinandersetzung zwischen der freiheitlichen Welt und 
dem total,itären Block nicht haben ziehen können. Während kein 
Staat des Warschauer Paktes sich gegen die Unterstützung der 
Araber durch die Sowjetunion gewandt hatte, schien ein Teil der 
westeuropäischen Nato-Bündnispartner Moskaus kaltblütiges Nah­
ost-Spiel mitspielen zu wollen. 

Nur wird es ihnen gegenüber den Vereinigten Staaten n·icht sehr 
helfen, denn diese führen nur etwa 10% ihres Öles aus arabischen 
Staaten ein. Die Waffe richtet sich vie·I mehr gegen Europa, das 
eine mehr als zweideutige Haltung eingenommen hatte, zu Gun­
ste·n der Araber! Soll sich Europa erpress,en lassen? V,ielleicht 
rächt sich auch hier die Haltung der Vereinigten Staaten anläßf.ich 
der Suez-Krise. Die arabischen Staaten sollten aber wissen, daß 
Erpressu_flg zu nichts führt. Eine solche Erpressung galt bisher in 
der herrschenden Völkerrechtslehre als Grund z,um Krieg. 
Aber es gibt auch noch mildere Formen der völkerrechtlichen 
Selbsthilf·e. Die mildeste Form dieser Selbsthilfe ist die Retorsion. 
Darunter versteht man in der Regel die Vergeltung eines zwar 
rechtmäßigen , jedoch unfreundlichen Verhaltens durch eine eben­
falls unfreundliche, aber rechtmäßig·e Handlung, Mobilisierung der 
öffentlichen Meinung, Entziehung des Exequaturs der Konsuln der 
arabischen Staaten, Abberufung aller europäischen Missionsche,fs 
aus arabischen Staaten, Abbruch der diplomatischen Beziehun­
gen, Verhängung von Einreise,sperren. 
Es ist notwendig, daß Europa sich endlich zu gemeinschaftlichem 
Handeln aufrafft, daß energisch den Eingriffen der UDSSR entge­
gengetreten wird, daß die europäischen Staaten ihre Aufmerksam­
keit auf die Sicherheitspolitik legen. Der Nahe Osten liegt am euro­
päischen Mittelmeer. Sein Schicksal ist mit dem Schicksal Europas 
verbunden. Seine Freiheit ist die Freiheit Europas. Die Russen for­
dern den Abzug der Israelis aus den eroberten Gebieten, statt die 
Araber zu veranlassen, mit Israel in Verhandlungen zu treten und 
einen Frieden zu schließen. Abmarsch, Rückmarsch vor ,einem 
Friedensvertrag? Nun, dann, so meine ich, sollten die Russen da 
doch mit g,utem Beispiel vorangehen. Und das in Europa! 

Eindeutiig schlecht haben im vierten Krieg um Israel die Westeuro­
päer im Allgemeinen und die Bundesrepublik Deutschland im Be­
sonderen abgeschnitten. Weder die NATO, noch die Neun, noch die 
Bundesrepublik Deutschland protestierten gegen die Angreifer und 
die Helfer der Angreifer. Auch nicht die linksradikalen Verbände. 
Auch nicht die Jusos. Auch nicht die Rechtsnadikalen, deren soge­
nannte „Nationalzeitung" die Ereignisse unter der Schlagzeile „Für 
Israel sterben?" behandelte. Nur die N,iederlande, d·ieses kleine 
tapfere Land, machte eine rühmliche Ausnahme. 

Niemand wird den europäiischen St,aaten einen Vorwurf daraus 
machen wollen, wenn sie neutral bleiben. Aber die formelle Neu­
tralii tät hätte sie nicht d1aran gehindert, die Versorg,ung Israels aus 
amerikanischen Basen in Europa hinzunehmen, hätte sie·auch nicht 
zu hindern brauchen, sich der Erpress,ung mit dem Öl gegenüber 
zu einer gemeinsamen Front zusammenzuschließen . Allerdings 
deuten die Ereignisse ,der letzten Tage darauf hin , daß man sich zu 
besinnen beginnt. 

Der amerikanische Verteidig•ungsminister Schlesinger hat einen für 
die Zeit vom 7. bis zum 10. November geplanten Besuch ,in der 
Bundesrepublik abgesagt. Diese Absage könnte auch ein Beweis 
der Verstimmung der Vereinigten Staaten sein. 

Vergessen wir nicht, daß Israel ein Staat in der Gemeinschaft freier 
westlicher Staaten ist. Israel i,st dazu noch ein sozialdemokratischer 
Staat. Unter diesem Gesichtspunkt ist die Aufforderung unserer so­
zialdemokratischer:i Regierung an Amenikia, die Waffenlieferungen 
von deutschem Boden an Israel zu unterlassen, von besonderer 
Ironie. Fast scheint es, als wenn man damit die sowjetrussischen 
Hegemoniebestrebungen im Nahen Osten unterstützen wolle. Sa­
gen wir es ruhig deutlich. So ist es. 

Es ist, fürchten wir, den Sowjets einstweilen immerhin gelungen, 
ihren Einfl'uß i"n der arabischen Welt zu erhalten, oder ihn sogar 
wieder der zu erhöhen. Das aber, so meinen wir auch, ist nicht nur 
auf ihre Waffenhilfe zurückzuführen , sondern auch auf die bekla­
genswerte Haltung der westeuropäischen NATO-Partner, eine Hal­
tung, die auch das Verhältnis zwischen Amerika und Westeuropa 
getrübt hat. 

Die in diesem Zusammenhang so oft vorgebnachte Entschuldigung, 
daß die NATO als Bündnis nich.t am Nah-Ost-Konflikt beteiligt 
oder durch ihn betroffen sei, geht an den Reaf.itäten vorbei. Die 
NATO-Partner sitzen alle in einem Boot. Und ein Loch, ganz gleich 
an welcher Stelle, kann das Boot zum Sinken bringen. 

Wie heißt es doch so schön in e,inem Lied? ,,Ich hatt' einen Kame­
raden!" Die Amerikaner können es jetzt singen. 



China und?die Weltpolitik 
von Dr. Kindermann 

1. Fortsetzung 

Es w3.r stets eine Tendenz der Chinesen, sich von schädlii chen 
Einflüssen des Auslandes abzusondern. So kam es im 2. Jahr­
hundert v. Chr. zum Bau der berühmten Mauer, einer Leistung, die 
in der Geschichte einzig dasteht. Man konnte allerd ings trotzdem 
nicht verhindern, daß fremde Völker im laufe der Zeiit sich der 
Herrschaft über das große Land bemächtigten. Unter den chiine­
sischen Dynastien verdient vor allem die Han-Dynastie erwähnt zu 
werden , die etw,a um 206 v. Ohr. begann und rund 100 Jahre dauer­
te. Es war ihr unvergängliches Verdienst, eine Reichsbüro l<ratie 
mit sittlich hochstehenden Beamten geschaffen zu haben. Maßge­
bend war dabei die konfuzianische Lehre. Im Jahre 100 v. Chr. war 
die terr itoriale Ausdehnung Chinas so groß, daß man damals be­
reits von einem Weltre,ich sprechen konnte. Wichtig war vor allem 
der Gedank•e der- EinheJit. Der Kaiser galt als So1hn des Himmels. 
Der Herrscher konnte sich auf seinen Beamtenstab ve-rlassen. Es 
gab nur einen einzigen Herrscher, ein System, das sich auch im 
Maoismus bis auf den he·utrigen Tag erhalten hat. Merkwürdig muß 
uns ersche1inen, daß es damals zahlre,iche, politisch sehr einflußrei-
he Eunuchen gab. Die gesamte Bevölk1erung war in drei Stände 
ufgeteilt: Die arme Bauernschaft, von den reichen Grundbesitzern 

abhängig , brachte die Steuern auf. Die Beamtenschaft genoß be­
sondere Privilegien und reg,ierte den Staat, während die Armee für 
sich war. Diese Eint•eilung erinnert an das Ideal Platos in seinem 
„ Staat " , wo der Lehrstand neben dem Wehrstand und Nährstand 
sich behauptete. Dabei genoß der Soldat in China damals und auch 
später wenig Ansehen . 
Hier muß man auf die chinesische Kiultur kurz eingehen. Jene Zeit 
war gek1ennzeichnet durch eine große geistige Leistung. Während 
in Europa und im Vorderen Orient besonders nach dem Tode 
Alexanders des Großen vor allem in Ägypten, Griechen,land und 
Rom eine nachklassische Zeit begann, die auf manchen Gebieten 
hervorragende Werke schuf, förderten die Chinesen damals den in 
Europa ganz unbekannten Buchdruck, fert igten Porz,ellan und be­
trieben die Seidenzucht. Das Papier fand sowohl in Europa als vor 
allem in China weite Verbreitung . Weit voraus waren die Chinesen 
durch die Einführung des Pulvers und des Kompasses. Auch sonst 
übten sie EinHuß auf Indien, Korea und Vietnam aus, während sich 
Japan isolierte. 
Das alte Wort des Ben Akiba, daß aMes schon einmal dagewesen 
war, findet in der Entwick·lung Chinas seine volle Bestät,igung. Die 
chinesische Ethik mit ihrem ausgeprägten Sinn für Gerechti gkeit 
war die Voraussetzung für sozialistische Ideale. So kam es am 
Ende der Han-ZeH zu Bürgerkriegen, bei denen die Bauern immer 
Wieder eine Verbesserung des Lebensstandes zu erre~chen suchten . 
Wer wollte sich wundem, daß die Reichen und Mächtiigen mit Hilfe 

1.er Armee diese Versuche grausam unterdrückten? Die gleiche 
intwicklung finden wir im Abendland, bis die Französische Revolu­
tion, dann der Marxismus und schließlich in unser,em Jahrhundert 
zwei Weltrevolutionen und zwei Weltkriege die „alte, geheil1igte 
Ordnung" völlig zerstörten. In jener frühen Z•eH, als Europa nur 
verzweifelte Ansätze zur Lösung sozialer Proble~e zeigte, wurde 

Pressestimmen " 
Dem „VORWÄRTS " (1.Nov.1973) -entnehmen wir folgenden ArNkel 

Ohne Pickelhaube und Bundesgrenzschutz 

Wenn bundesdeutsche Politiker über die Aufgaben der Pol izei in 
unserem Staat sprechen, dann geraten sie zumeist in einen Zu­
stand der geschwätzigen Sprachlosigke'it: Siie stellen sich vor die 
Pollizei , nehmen die Polizei vor den Ang r,iffen von links und rechts 
in Schutz und betonen unisono, wie wichtig die Polize:i für das 
F,unktionieren des demokr.at ischen Rechtsstaates sei. Doch : Die 
Frage, -wie denn nun die Tätigkeit der Pol1izei in e1iner demokra­
tischen Gesellschaft zu definieren sei , darüber hört man fast nie 
konkrete Auskunft. 
Bundesinnenminister Hans Diet r.ich Genscher, der in der ver,gan­
genen Woche vor dem Bundeskongreß der Gewerkschaft der Po­
lize·i sprach, wußte auch nur Unverbindliches ausz,usprechen. Die 
Orientierung an Recht und Gesetz müsse das poliizeiliche Handeln 
bestimmen, sagte der Bundesinnenminister, und aus diesem Grun­
de ergebe sich ein Bild von der Rolle des Polize'ibeamten im frei­
heitlichen und demokratischen Rechtsstaat „ als Garanten un-

II. 

in China- bereits die Kollektivwirtschaft der Bauern eingeführt. So 
ist es verständ lich , daß Mao Tse Tung in den letzten Jahren das 
chinesische Volk immer wieder darauf hinwies, wie wichtig das 
Studi•um der Vergangenheit sei. Man sucht heute die Gültigkeit und 
Existenzberechtigung des Maoism:us durch die chinesische Ver­
gangenheit z,u erk lären ; ein Unternehmen, das für Millionen Ch1i­
nesen sehr überzeugend wirken dürfte. Natürlich werden auch die 
Schattenseiten der ch inesischen Geschichte, auf die wir noch aus­
•führlich einge•hen werden , gebührend berücksichtigt. 
Man kann sehr versch1iedener· Me,inung darüber sein, ob ein vor­
nehmlich auf ethischen Prinzipien beruhender Staat sich politisch 
gegen Invasionen halten kann. Ohina mußte dafür einen hohen 
Pre is zahlen. Die Einfäl le fremder Völker in Nordchina veränderten 
bal·d die allgemei·ne Lag_e. Nordchina assimilierte sich. Südchina 
blieb konservativer. 
Um die elende Lage der Bauern zu verbessern, wurde zeitweiHg 
verfügt, daß ihnen staatseigenes Land je nach der Kopfzahl der 
Fami lri e überlassen wurde, aber die materielle Abhäng igkeit vom 
Großgrundbesitzer wurde dadurch. nicht vermindert. Wiir erinnern 
uns an die ähnlichen Verhältnisse im alten Rußland. 
Der ausgedehnte Fam'ilien~ult brachte es mit sich, daß der Chinese 
lang•e Zeit keine fremde ReNgion übernahm. Der aus Indien e1inge­
führte Buddhismus faßte zuerst im Norden Fuß. Die Idee des Klo­
sterlebens, dem Buddhismus ebenso eigen wie dem Christentum, 
vertrug sich zunächst gar nicht mit chines ischem Lebensideal. Klö­
ster galten als lebensfeindlich, als Minderung des Familienlebens. 
So wird es verständlich , daß im heutigen Ch·ina nur noch einige 
Mönche als Se,henswürd igkeit für ausländische Touristen übrig ge­
blieben sind. Der Gedanke an ein jenseitiges Leben, auf das 
sich der Mensch schon auf Erden vorzubereiten hat, liegt dem 
Chinesen fern. So ist es auch zu erklären, daß das Christentum 
niemals richtig in China Fuß fassen konnte. Wichtig wurde der 
Buddh ismus im Reiche der Mitte durch seine Mission in Korea und 
Japan. Wie bei allen Weltreligionen entwickelten sich früh ver­
schiedene Sch,ulen, die sich durch eine sehr differen21ierte Ausle­
gung der ursprünglichen ~ehre sehr von einander unterscheiden. 
Dazu kam noch ein anderer Umstand: Die Klöster wurden Handels­
mittelpunkte. Außerdem förderten sie die Entstehung einer klas­
sischen Literatiur von großer SchönheH, die erst im 19. und 20. Jahr­
hundert im Westen etwas bekannter wurde. Wieder versteht man , 
warum Mao hier einem echt chine,sischen Empfinden entgegen­
kommend die religiöse Weltflüchtigkeit bekämpfte. Der Buddhis­
mus hat sich ·inzwischen angepaßt. 
Im laufe der Zeit kam es immer wieder zu Versuchen einer Land­
reform . Der Bauer erhält einen Teil al,s Eigentum, aber über aHem 
Besitz steht der Staat. 
Sehr früh beginnt der chine,sische Einfluß auf Sibirien, Thailand und 
andere Geqiete. So versteht man die chinesischen Behaupt·ungen, 
daß das später von den russ ischen Zaren bes1etzte Land eigentlich 
ch inesisches Hohe'itsgebiet ist, zumal es mit der Abgabe von Tri­
buten an die Zentralregierung verbunden war. 

(Fortsetzung folgt) 

serer Verfassungsordriung, dem Partner freier und vierfassungs­
treuer Bürger." 
Für die Gewerksohaft der Pol:izei und ihren Vors.itzenden Werner 
~uhlmann sind solche verblasenen Allgemeinplätze Folge einer 
Obrigkeits-Fixierung, die in der deutschen Geschichte von der 
Pickelhauben-I,deologie (,,nachsetzen, drau~hauen") bis zum „law­
and-order-Denken" nahtlos zu vierfol·gen ist. ,, Politische Fragen 
sind imm~r aµch- Machtfragen", sagt Werner Kuhlmann , und fügt 
hinzu : ,,Wir haben darauf zu achten, daß die Polizei nicht zum 
bloßen Objekt der Politik gemacht wird, wie das in 150 Jahren 
deutscher Pol-izeiigeschichte der Fall gewesen ist." 
Die Polizei von heute, so wollen es Werner Kuhlmann und seine 
Gewerkschaft, soll nicht mehr verstanden werden als Institution 
zur alleinigen Erhalt1ung der St,aatsräson. Die .Ordnung, die es zu 
schützen gelte, habe auch eine gesellschaftliche Dimension. Und 
der Polizist müsse darüber nachdenken, we.lcher Ordnung er aus 
wel~hen Gründen diene. Und dieses Denken, betonte. Kuhlmann , 
führe heut,e schon gelegentlrich daz.u, daß mancher Beamte manch­
mal in Au sübung seines D,ienstes eiin sehr schlechtes Gewissen 
habe. 
Die Gewerkschaft der Polizei , die solche provozierenden Ansich­
ten vom Polize,iberuf nun schon seit Jahren aktiv vertritt, hat 



ihre Vorstellungen auf dem Hamburger Bundeskongreß in Be­
schlüssen vertief.t: Sie distanzierte sich , wie früher schon , nochmals 
mit Mehrheit vom Bundesgrenzschutz, in dem sie keine polize iliche, 
sondern eine militärische Organisation sieht. Bundesgrenzschutz­
Beamte werden auch künftig nicht in die GDP aufgenommen. 
Weiter fordert diie GDP das Streikrecht auch für Pol'izeibeamte 
- und verletzt,e damit selbst Tabus in eigenen Kreisen . Delegierte 
der Landesverbände Berlin und Hamburg traten während der Dis­
kussion ans Rednerpult und wiesen darauf hin, daß nach ihrer 
Ansicht d ie Industriegewerkschaften einen Polizisten-Streik nie­
mals unterstützen würden. Selbst von denkbaren wilden Streiks 
bei der Polize·i war die Rede, und e,in Delegierter schiimpft,e empört, 
man könne doch nicht für einen bestimmten Zerit riaum die öffent­
liche Ordnung einfach unterbrechen. 
Für die GDP jedoch ist das Strnikrecht mehr Symbol_als praktische 
Forderung: Undenkbar se,i es, so meinte Werner Kuhlmann , daß 
die Sicherheit des Bürgers durch einen PoHzistenstre ik beeinträch­
t,igt werde. Kuhlrnann will Forderungen der Polizei allenfalls durch 
Streiks an der Polizeischule oder durch den Stop von Bußgeldan­
zeigen ( ,, Das würde den Dienstherren Millionen kosten ") durch­
setzen . Denn das Stre1ikrecht, so sagt es der GDP-Vorsitzende, ,, be­
tont den absolut z-ivilen Charakter des Po llizeiiberufes " . 

Dieter Stäcker 

Wie lange noch? 
Bundespräsident Heinemann wurde in A1ugsburg zu Boden ge­
schlagen. Obwohl die Po l,izei wußte, daß Bundespräsident Heine­
mann in Gefahr war, den Täter kannte und auch wußte, daß er im 
Saal war, tat sie nichts, um den Täter rechtzeitig festzunehmen. 
Das ist ein Skandal! 
Die Gleichgültigkeit der Verantwortliichen in Augsburg ist unbe­
greifliich . 
Gestern schlug man dem Bundeskanzler ins Gesicht, heute dem 
Bundespräs·identen. Was geschieht morgen? 
Was muß noch alles passieren , bis etwas passiert? 

H. E. 

Leser schreiben uns 
Liebe Freunde aktiver demokratischer und staatsbürgerlicher Ar­
beit! 
Wie Ihr wißt, sah ich die Gefahr e'iner demokratiefeindlichen Unter­
wanderung voraus. Trotzdem stehe ich noch heute zu meinem Ge­
löbnis, für den fre iheitlich-demokraNschen Volksstaat zu arbeiten , 
voll und ganz ein. Ich komme aus der bündischen Jugend und trug 
als junger Mensch die schwarz-rot-gol,dene Sturmfahne. Es war das 
alte Reichspanier, nach dem Euer Bund seinen ehrwürdigen Na­
men trägt. 
·Bin Gelöbnis leistet man nur einmal und hält es für sein Leben 
lang. Ich freue mich, daß ich von Euch manches Gute hören und 
lesen konnte. Danken möchte ich Euch für die Zusendung Eures 
Organs und hoffe, 11hr werdet es weiter tun. Euer Organ ist inhalt­
lich wertvoller geworden, auch dafür danke ich Euch. Dem Artikel 
,, Von der Feigheit " aus der Feder von G. Prinz kann ich als Jung­
deutscher und aus der bündischen Jugend kommende Mensch voll 
und ganz zustimmen. Ich möchte Euch angesichts der kommenden 
Ere1ignisse bitten , in Fragen, wo es um den Bestand und die Siche­
rung des dernokmtischen Volksstaate,s geht, mit uns Jungdeut­
schen zusammenzuarbeiten, weil Deutschlands aktive Demokraten 
wachsam und bereit se in müssen, diesen, unseren Staat auch zu 
verteidigen. 

Mit f reundlicher Empfehlung, Wilhelm Heidtmann 

Aus den Landesverbänden 
und Ortsvereinen 
Heidelberg 

Die mäßig besuchte Versammlung entwicke lte dennoch eine be­
merkenswerte Aktivität zum Schiutze für DemokraHe und demo­
krat ische Verhaltensweise. Für dlie Breitenarbeit unter der jünge­
ren Generation erklärten s1ich 2 jüngere Kameraden bereit, wäh­
rend die älteren Kameraden aus den Jahrgängen 1924-1933 dafür 
bemüht bleiben , ihre treue Gefährten aus den vergangenen Jahren 
noch stärker zusammenz,uführen und gemeinsam mit einer jungen 
GeneraNon echter Demokraten Erfahre.nsaustausch zu pflegen. Der 
Bundeskongreß 1974 wird besucht um das 50jährige Bestehen der 
Organisatii on auf dem Kongreß und auch in Heidelberg würdig zu 
beg,ehen. Dabei steht auch der Besuch der Paulskirche und des 
Römers in Frank~urt im Planungsraum. Die Breiten- und Öfentlich­
keitsarbeit für demokratisches Bewußtsein soll gemeinsam mit den 

demokratischen Parte1ien , Gewerkschaften und anderen auf dem 
Boden der Verfass,ung stehenden Organisatcionen intensiviert wer­
den. Einige Neuaufnahmen wurden begrüßt und so die Basis der 
Geme1insamkeit aufgebaut. 

Ortsverein Frankfurt 

Am 15. 9. 1973 fand in der „ St.alburg " eine Mitgliederversammlung 
des Or~tsvereins Frankfurt am Main statt , um den vom Amtsgericht 
eingesetzten „ Notvorstand ", der sich aus den Kameraden Weiß, 
Funk, Ditter und Ress zusammensetzte, wieder durch e1inen ord­
nungisgemäß gewählten Vorstand zu ,ersetzen und damit das 
durch die seinerzeit einstimmig erfolgte Abwahl Kurt Köhlers ver­
ursachte Interregnum zu beenden. 
Die Neuwahl brachte folgendes Ergebnis : 

1. Vorsitzender: Friedrich Funk 
SteHv. Vorsitzender: Heinrich Ditter 
Sch riftführer: Karl Ress 
~assierer: Konrad Lock 

Als Beisitzer gingen aus der Wahl hervor: Anneliese Bürner, Josef 
Richtberg, Ernst Schröder, Josef Scheich , Willy Krämer, und als 
Revisoren wurden gewählt: Mari•e Jülg, Hans Bischof und Albert 
Schmidt. 
Auf Vorschlag des neugewählten Ersten Vorsitzenden wurden die 
Kameraden Willi Schmidt, Karl Semmler, Waldemar Lor,enz, Chri­
stian Weiß und Friedrich Erker, die sei t1her schon be,i organisato­
rischen Arbe iten , bzw. be•i der Unterkas,sierung und bei der Zei­
tungs-Expedition mitgeholfen haben, gebeten, sich zur Unterstüt­
zung des Vorstandes bei der Bewält igung dieser Aufgaben au, 
in Zu ~unft zur Verfügung zu stellen. 
Nach Erledigung der Wahlen erteilte der Versitzende dem Kame­
raden Georg Prinz das Wort zu dem Thema: ,, Die Union der Wider­
standskämpfer, .ihr Aufbau und ihre Aufgaben " . 
Kamerad Prinz ist Vorsitzender der Union (UDWV), dem Dach­
verband der Verfolgten des Nazi-Reg1imes, dem auch unser „Reichs­
banner'' als korporatives Mitglied angehört. 
Der Refer-ent gab einen ausführlichen Überblick über die Geschichte 
der Verfolgten-Verbände, die nach dem Zusammenbruch des „Drit­
ten Reiches " von den überlebenden Widerst,andskämpfern gegrün­
det wurden . Er betonte, daß sich in der UDWV diejenigen Kräfte 
zusammengefunden haben, die fest hinter der demokratischen 
Staatsform stehen und das parlamentarische System vorbehalt los 
bejahen. Der UDWV gehören 10 Organisationen an. Die Mitglieder 
rekrutieren sich aus allen demokratischen Parteien , und es ge­
hören der Union Bekenner des katho lii schen und evang,eliischen , 
wie des jüdischen Glaubens an. 
Die UDWV hat es sich zur Aufgabe gesetzt, Intoleranz und Ras­
senwahn zu bekämpfen , sich für die Wiedergutmachung national­
sozialistischen Unrechts einzusetzen und das Ansehen des deut­
schen Volkes in der Welt wieder herzustellen. 
Die UDWV tritt ein für die Menschenrecht1e; sie bekennt s.ich zum 
Recht des Widerstandes. Prinz erinnerte an das Wort von Rosa 
Luxemburg , daß die Freiheit immer die Freiheit des anderen ist 
und daß der Wert der Freiheit erst dann recht erkannt wird , wen~ 
sie verloren ist. 
Der Redner sch liießt mit den Worten , daß die Verfolgten-Verbäm 
es sich als ihr Verdienst anrechnen können , wenn Deutschland 
in der Welt heute wieder geachtet wird . Es sei unsere Pfliicht, weiter 
zu arbeiten an der Abwehr aller undemokraHschen Bestrebungen, 
kommen sie von links oder von rechts. 
An das Referat des Kameraden Pr,inz schloß sich eine lebhafte 
Aussprache an , worin auch aktuelle poli t ische Probleme ange­
schnitten wurden , insbesondere aber die Ereignisse in Chile, die 
bestimmte Paralle,len zur notionalsozialistischen Machtergreifung 
im Jahre 1933 aufweisen. • 
Der VorsHzende schloß die Diskussion ab mit der Forderung : ,, De­
mokratie nur für ~Demokraten " . Die Nazis hätten 1933 die demo­
kratischen Spiel regeln mißbraucht, um die Demokratie zu erledi­
gen. Daraus müßt,en wir gelernt haben, daß wir unsere Verfassung 
nicht von den Feinden der Demokratie mißbrauchen lassen dürfen . 
Wer sich dafür einsetzt die demokratische Staatsreform zu beseiti­
gen , kano ä ä1;1 er im demokratischen Staatsdienst nicht beschäftigt 
werden. • H. D. 
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